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Editorial

Was machen wir da eigentlich – auf der Uni? 

Und wofür? Wo doch das mit der Bildung al-

les anders geworden ist, in den letzten Jahren. 

Ausbildung ist das Wort der Stunde. Obwohl: 

Letztens im Gespräch mit einer Uni-Oiziellen 
haben wir was Neues gelernt. Ausbildung ist 

schon wieder Schnee von gestern. Was zählt,  

ist die fachliche Vorbildung. Das sind zumindest 

zwei Wörter und eines davon hat eine Vorsilbe. 

Schön. Dabei ist Bildung auch ein schönes Wort 

und noch dazu ein verstecktes Kompositum: 

BildDung. Das ist auch semantisch interessant, 

weil ambivalent: beschissen und nährstofreich.                                                                                                                                  
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Studieren in Mindestzeit

Das Bild des Studiums und der Studierenden hat 

sich im letzten Jahrzehnt radikal verändert. Nicht 

nur wegen des sogenannten „Bologna- Prozesses“ 

(also der Umstellung der Diplom studien auf die Ba-

chelor/Master-„Architektur“), sondern auch, weil 

die Regierung ganz allgemein den ökon omischen 

Druck auf Studierende verstärkt hat. Zuerst wur-

den immer mehr Vergünstig ungen für StudentIn-

nen gekürzt, dann wurden auch noch die Studi-

engebühren eingeführt (und dann pseudo mäßig 

wieder „abgeschaft“, d.h. durch Strafgebühren 
für „Bummelstudenten“ ersetzt).

Die prekäre Arbeitsplatzsituation um 2000  führte 

dazu, dass immer mehr Leute nach der  Schule zum 

Studieren begannen – nach dem Motto:  „lieber 

studieren als arbeitslos“. Der gesellschaftliche 

Druck führte dazu, dass sie glaubten, selbiges im-

mer schneller tun zu müssen – was wiederum  dazu 

führte, dass Studieren immer mehr als  (Berufs-) 

„Ausbildung“, denn als „Bildung“ aufgefasst wur-

de.

Mindeststudiendauer
Im Zuge der Umstellung der Diplomstudien pläne 

auf Bachelor-/Mastercurricula, fand auch eine 

 Nomenklaturänderung statt, die es in sich hat. 

Früher gab es eine „Mindeststudiendauer“, deren 

Name tatsächlich ernst gemeint war. Unter dieser 

Zeit konnte man das Studium gar nicht abschließen 

(außer man hatte eine Ausnahmege nehmigung). 

Heute hat dieser Zeitraum, der  damals als absolu-

tes Minimum galt, innerhalb dessen ein Studium 

abschließbar war, einen  neuen Namen: „Vorge-

sehene Studiendauer“. Es wird also erwartet, dass 

man das Studium in der Zeit, die früher einmal die 

absolute Minimalzeit war, abschließt.

Während es früher normal und erwünscht, teil-

weise sogar erforderlich war, mehrere Studien-

richtungen zu studieren (früher gab es noch die 

kombinationsplichtigen Studien, bei denen min-

destens zwei Studienrichtungen „kombiniert“ 

werden mussten), scheint heute das genaue 

 Gegenteil dem allgemeinen Interesse zu ent-

sprechen: Möglichst schnell und möglichst spe-

zialisiert sollen die Leute studieren. Die Uni als 

Fachidiot*innenproduzentin gewissermaßen.

Das zeigt sich erstmal an den gesetzlichen Rege    l   un      -

gen: Für ein Studium hat man die vorgesehene Stu-

diendauer plus zwei Toleranzsemester Zeit. Danach 

gibt’s Sanktionen: Streichung der Familien beihilfe 

(außerdem Streichung evtl.  erhaltener Studienbei-

hilfe) und Verrechnung von Studiengebühren.

U Express 13.September 2002

Früher gab es eine „Min-
deststudiendauer“, deren 
Name tatsächlich ernst ge-
meint war. 
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Erweiterungscurricula
Das zeigt sich weiters an der Uni Wien-internen 

Studienplangestaltung: Erweiterungscurricula 

(EC) statt freier Wahlfächer. War es mit den  freien 

Wahlfächern noch möglich, sich inter essante (oder 

vielleicht auch nur einfache) Lehrveranstaltun-

gen aus anderen Studienrichtungen zusammen-

zusuchen, sind die Erweiterungscurricula streng 

normiert. Nur was das jeweilige EC vorsieht, darf 

(und kann!) gemacht werden. Wenn also in einem 

Semester mal eine besonders spannende Lehr-

veranstaltung in einer anderen Studienrichtung 

angeboten wird – Pech gehabt: Ist leider nicht 

anrechenbar. Zusätzlich führt das auch noch zu 

einem Niveauverlust, da Erweiterungscurricula 

in der Regel nur aus Vorlesungen bestehen (also 

keine prüfungsimmanenten Lehrveranstaltungen 

beinhalten). 

Und zu guter Letzt zeigt es sich am gesellschaft-

lichen Druck auf „Bummelstudenten“. Wer für das 

Studium so lange braucht, wie er/sie nun einmal 

braucht, wird von Verwandtschaft und ähnlichen 

Quälgeistern gerne schief angeschaut. Das stän-

dige Nachfragen ob man „eh brav studiert“, wann 

man denn „endlich fertig wird“, usw. belastet und 

nervt immer mehr Studierende.

Diese Melange aus strikten Gesetzen und  autori  tär  

gesinnter Gesellschaft geht an den Studier enden 

natürlich nicht vorbei und ließt direkt in die 
Studien situation mit ein. Entsolidarisierung, das 

stumme In-Sich-Hineinlernen und die Unfähigkeit 

zur Kooperation (denn natürlich haben alle ge-

lernt, dass die Studienkolleg*innen von heute die 

Arbeitsplatzkonkurrent*innen von morgen sein 

werden) sind es, die den Druck, der auf den Ein-

zelnen lastet, zu einem kollektiven Druck machen, 

der sich aber immer nur gegen das Individuum 

richtet. Engagement abseits des Studiums ist nur 

dann interessant, wenn es auch im Lebenslauf er-

wähnbar ist.

Dass in einer solchen Situation die gesellschaftliche Re-

lexion, das Erkennen der eigenen gesellschaftlichen 
Stellung, auf der Strecke bleiben muss, dürfte klar sein.

Was muss ich tun, um das in 
Mindestzeit bzw. möglichst 
schnell abzuschließen?
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Die am häuigsten gestellte Frage von Erstsemest-

rigen ist folgerichtig auch nur sehr selten „Was 

lern ich da?“, oder gar „Wozu brauch ich das?“, 

sondern dann doch immer nur „Welchen Beruf 

kann ich damit später machen“ und „Was muss ich 

tun, um das in Mindestzeit bzw. möglichst schnell 

abzuschließen?“.

Tatsächlich ist es aber überhaupt keine Leistung 

ein Studium schnell abzuschließen. Ein Gutteil 

der Curricula wären wohl sogar in der Hälfte der 

„vorgesehenen Studiendauer“ locker machbar, 

wenn man sich ein bisschen reinhängt. Bewiesen 

hätte man damit allerdings weder eine besondere 

Intelligenz noch großartiges Lernvermögen, son-

dern bestenfalls eine gute Koordinations- und Pla-

nungsfähigkeit.

Früher
Auch wenn es wie eine Romantisierung der Ver-

gangenheit wirken mag, aber so ist es noch  keine 

Bücherbörse

im NIG NIG, 1., Universitätsstraße 7, Erdgeschoss
Telefon: 01/4277-19506
buecherboerse@oeh.univie.ac.at
www.univie.ac.at/buecherboerse

Öffnungszeiten
(während des Semesters)

Mo 12 bis 19 Uhr
Di – Fr 11 bis 17 Uhr

Bei uns findest du über 10 000 Bücher und Skripten mit Schwerpunkt
auf den geistes-, kultur, human- und sozialwissenschaftlichen
Fächern. Bücher die du nicht mehr brauchst, kannst du bei uns auf
Kommissionsbasis verkaufen.
Du kannst bis zu zehn Bücher pro Woche bei uns vorbeibringen. Ein
Buch, das du in die Bücherbörse stellst, darf maximal den halben
Neupreis kosten. Deine Bücher können ein Jahr in der BüBö stehen,
im letzten Monat wird der Verkaufspreis auf die Hälfte reduziert.
Unverkaufte Bücher, die nach einem Jahr nicht abgeholt werden,
gehen an die BüBö – und wandern in die 50-Cent-Kiste.

So funktioniert die Bücherbörse

zehn Jahre her, als es noch nicht Usus unter den 

Studierenden war, durchs Studium zu hetzen, son-

dern man sich die Zeit genommen hat, um Sachen  

wirklich zu begreifen und zu verstehen.

Natürlich ist ein Studium, das in Mindestzeit 

 abgeschlossen wurde, auch ein tolles Signal an die 

zukünftigen Arbeitgeber*innen, dass man vorhat, 

sich brav der Wertverwertung zu unterwerfen 

und sicher nicht, mit eigenen Gedanken Sand ins 

Getriebe streut.

In diesem Sinne: 
Hört auf zu studieren. Fangt an zu begreifen.

von Wilhelm Markschies
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Rassismus als Bildungsproblem?

Dummheit Rassismus?
Bei Rassismus – und natürlich auch bei Antisemi-

tismus – handelt es sich nach gängiger Meinung 

in Österreich um ein Bildungsproblem. Den Men-

schen, die in rassistischen Stereotypen denken, 

fehle es an der Fähigkeit diferenziert zu denken, 
sie hätten ein zu geringes Wissen über die Kom-

plexität der momentanen Gesellschaft oder die 
österreichische Vergangenheit oder sie wären auf-

grund ihrer Unbildung nicht in der Lage, mit kul-

tureller Vielfalt umzugehen. Die Ursache für den 

wachsenden Druck am Arbeitsmarkt und die dro-

hende Arbeitslosigkeit suchen die bildungs fernen 

Schichten demzufolge lieber bei den Migrant-

Innen als im viel abstrakteren Wirtschaftssystem, 

wohingegen gut gebildete BürgerInnen die ihnen 

zur Verfügung stehenden Informationen besser 

und vorurteilsfreier verarbeiten. So weit zumin-

dest der liberale Common Sense.

Antirassistische Initiativen werden demgemäß 

auf das Faktum der Bewusstseinsbildung redu-

ziert. Aus diesem Blickwinkel scheint die einzige 

Strategie gegen Rassismus in langfristiger Auf-

klärungsarbeit zu liegen – unter Umständen noch 

mit wohlfahrtsstaatlichen Maßnahmen lankiert. 
So heißt es etwa im „10 Punkte – Aktionsplan der 

Europäischen Städtekoalition gegen Rassismus“, 

der auch die Stadt Wien angehört, dass die Be-

kämpfung von Rassismus durch Bildung und Er-

ziehung zu erfolgen hat. Wüssten die Menschen 

mehr über MigrantInnen und ihre Kulturen oder 

die Zeit des Nationalsozialismus, das rassistische 

Denken würde aus den Köpfen der Menschen 

verschwinden und nur einige unverbesserliche 

Starrköpfe würden weiterhin auf ihren einfältigen 

Projektionen beharren. Rassismus, eine Dumm-

heit, über dessen Inhalt der gebildete Mensch nur 

schmunzeln kann? 

Der Blick von oben
Dass diese Einschätzung letztendlich einen hier-

archischen Blick von oben impliziert, ist kaum 

zu übersehen. Rassismus erscheint als Relikt aus 

vergangenen dunklen Zeiten, die vernünftigen 

Menschen des Einundzwanzigsten Jahrhunderts 

scheinen sich längst über diese Barbarei erhoben 

haben. 

Dass sich dahinter eine – vielleicht unbewusste 

– Gleichsetzung von RassistInnen mit Abkömm-

lingen der unteren Klassen versteckt, wird in den 

hegemonialen antirassistischen Diskursen über-

gangen. Genauso wie ein ebenso vorhandener 

– und nicht weniger bedenklicher – Rassismus in 

intellektuellen und wohlhabenden Gruppen ver-

leugnet wird.

Die fatale Konsequenz dieser Sichtweise liegt 

da  rin, dass Rassismus als ein unpolitisches Phä-
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nomen gefasst wird. Nahe gelegt wird dadurch, 

dass Rassismus von populistischen Parteien mit 

nied eren politischen Zielen instrumentalisiert und 

mobilisiert wird, um Wahlen zu gewinnen. Der 

Rassi smus selbst, seine Strukturen, seine institu-

tionellen Verankerungen und die Rolle der Staats-

apparate werden hingegen nicht als politisches 

Kampfeld wahrgenommen. Antirassismus redu-

ziert sich auf eine Frage der Moral und büßt da-

durch seinen politischen Charakter ein.

Systematische Ausblendung 
Was diese Perspektive systematisch ausblendet, 

sind die gesellschaftlichen Faktoren des Rassi-

smus. Ideologien sollten keinesfalls als passive Re-

lexe auf ökonomische, kulturelle oder staatliche 
Verhältnisse reduziert, sondern immer auch als 

einen aktiven Beitrag der Individuen verstanden 

werden. Im beschriebenen Fall wird vor allem die 

subjektive Seite in den Blick genommen und ledig-

lich auf bildungspolitische und soziale Zusammen-

hänge verwiesen, wobei sämtliche andere  (Mit-) 

Ursachen gänzlich aus dem Blickfeld geraten.

Dem gegenüber hat etwa der französische Philo-

soph Michel Foucault in den 70er Jahren mit sei-

nen Analysen der Biopolitik entscheidende Bei-

träge zum Verständnis des Rassismus geliefert. 

Moderne Machtverhältnisse sind Foucault zufol-

ge dadurch gekennzeichnet, dass sie nicht mehr 

beschränken und verbieten, sondern aktiv da rauf 

zielen, bestimmte Handlungen hervorzustellen. 

Der moderne Staat unterscheidet sich vom feu-

dalen Herrschafts- und Unterdrückungs apparat 

dadurch, dass er Menschen in erster Linie als 

Produktionsmittel betrachtet. Während sich die 

Macht feudaler Herrschaftsapparate im Recht, 

den Untertanen zu töten, gipfelte, zeichnen sich 

moderne Machtverhältnisse durch die Steigerung 

der menschlichen Fähigkeiten im Interesse be-

stimmter machttechnischer Erwägungen aus.

Um allerdings eine Linie zwischen jenen Gruppen, 

deren Arbeitsfähigkeit durch diverse Maßnahmen 

gesteigert werden soll und jenen Gruppen, die 

nicht in diesen Bereich fallen, zu ziehen, bedarf es 

einer Zäsur: Diese Funktion übernimmt der Rassi-

smus in verschiedensten Ausprägungen. Durch 

diese Verschiebung erscheint Rassismus nicht 

mehr als äußeres Übel, sondern als integraler 

Bestandteil moderner Staaten. Ein bildungspolit-

ischer Ansatz muss demgegenüber blind bleiben.

Rassismus, eine Dummheit, 
über dessen Inhalt der ge-
bildete Mensch nur schmun-
zeln kann.
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Moralischer Antirassismus?
Die belgische Politikwissenschafterin Chantal Mouf-

fe hat in ihrem Buch „Über das Politische“ die These 

aufgestellt, dass Moral immer dann in der Politik auf-

taucht, wenn politische Konlikte nicht mehr ausge-

tragen werden. Sind wir heute nicht genau mit die-

ser Situation konfrontiert?  Inhaltliche Diferenzen 
zwischen den Parteien verschwimmen, essentielle 

politische Debatten sind Mangelware und Politik ver-

kommt zusehends zur Verwaltung des Staates. Le-

diglich in der  Frage des Rassismus der FPÖ herrscht 

so etwas wie Leidenschaft in der Politik. Aber genau 

diese  Leidenschaft, die sich ausschließlich in moral-

ischen Argumentationsiguren artikuliert, ist Symp-
tom des politischen Zustandes und nicht mehr als 

die andere Seite der Medaille. So unpolitisch die ge-

genwärtige Politik ist, so unpolitisch ist auch die De-

batte über den Rassismus der FPÖ: Sie ist längst zu 

einer Frage des Stils verkommen.

So lange Rassismus mit Unwissen gleichgesetzt 

wird, wird sich auch der Antirassismus vor seiner 

politischen Aufgabe drücken. Das Bedürfnis, Ras-

sismus nicht als apolitische Dummheit wahrzu-

nehmen, resultiert aus den blinden Flecken dieser 

Sichtweise.

Rassismus muss als Bestandteil staatlicher, öko-

nomischer und politischen Verhältnisse erkannt 

und Antirassismus in ein gesamtpolitisches Kon-

zept eingeschrieben werden. Ob Arbeitslosigkeit 

als strukturelles Resultat des Kapitalismus, als Er-

gebnis einer unfähigen Regierung oder etwa als 

Folge von Migration symbolisiert wird, wird in ers-

ter Linie durch politische Auseinandersetzungen 

entschieden. Auklärung und Bildung kann diese 
vielleicht unterstützen, aber bestimmt nicht erset-

zen. 

von Fabian Steinschaden

So unpolitisch die gegen-
wärtige Politik ist, so 
unpolitisch ist auch die 
Debatte über den Rassismus 
der FPÖ.
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Liebe Partei, was verstehst 
eigentlich du unter Bildung?

Wenn Parteien selbst aufgefordert sind Bildung 
anzubieten, verstehen sie darunter vor allem die 
Vermittlung des eigenen Weltbildes sowie das Er­
lernen von ‚soft skills’. Ein kritischer Blick auf die 
Bildungsakademien der Parlamentsparteien.

Wie ein jubelnder Fußballfan springt einem 

 Strache auf dem Programm des FPÖ Bildungsin-

stituts entgegen. Insgesamt 16mal ist er auf Fotos 

zu sehen. Das Programmheft erinnert mehr an 

eine bunte Wahlkampfzeitung, als an das Angebot 

 einer seriösen Bildungseinrichtung. Die Freiheit-

lichen verschickten ihr neues Bildungsprogramm 

per Zufall an junge Menschen und locken diese 

mit ‚soft skills’-Workshops. Teilnehmen dürfen 

alle an den kostenlosen Veranstaltungen. Ziel des 

 Instituts ist es, „Bürger [!] zu motivieren, sich  aktiv 

am polit ischen Leben zu beteiligen [...] und  jungen 

Leuten  Rüstzeug mitzugeben“1. Neben Semin-

aren zu Rhetorik und Argumentation inden sich 
aber auch zutiefst rechte Veranstaltungen zu EU, 

Antifaschismus, DDR und Menschenrechten, die 

in diesen Kreisen stets gegen das Verbotsgesetz 

verwendet werden. Nachdem dieses Programm 

1 Bildungsprogramm Jugend 2009. FPÖ Bildungsinstitut. S.1.

auch in meiner Wohngemeinschaft gelandet ist, 

wollte ich mehr darüber erfahren, was es mit den 

staatlich inanzierten Bildungseinrichtungen der 
Parlamentsparteien eigentlich auf sich hat.

Gesetzliche Basis
Das Gesetz zur Förderung der staatsbürgerlichen 

Bildungsarbeit im Bereich der Parteien sieht als 

Ziele der Förderungen die „politische und kult-

urelle Bildung sowie die Einsichten in politische, 

ökonomische, rechtliche und gesellschaftliche 

Zusammenhänge“2. Die Parteien bestimmen 

 dabei eineN RechtsträgerIn (siehe Factbox auf 
Seite 11), der/die mehr oder weniger unabhängig 

von ihr  agiert. Bei Vorträgen, Schulungen und Co 

dürfen manchmal alle mitmachen, oft bleiben die 

Mitglieder aber auch lieber unter sich. 

Die hegemoniale Diskussion über Bildung im ter-

tiären Sektor bewegt sich zwischen den Polen 

des humanistischen, kritischen Bildungsideals zur 

Persönlichkeitsentfaltung und den Erfordernissen 

und Wünschen der Privatwirtschaft. Kindergärten 

2 §1. Abs.1. 2. Bundesgesetz Förderung staatsbürgerlicher 
Bildungsarbeit im Bereich der politischen Parteien sowie der 
Publizistik. 9.7.1972.



10

und Schulen sollen vor allem die Aufgabe der Er-

ziehung, der Allgemeinbildung und der Förderung 

von Wissen übernehmen. Zusätzlich sollen sie die 

Chancengleichheit aller ermöglichen und neue 

 Eliten schafen. Das entspricht ungefähr den Ide-

en der Parteien im Nationalrat. Doch indet sich 
das auch in ihren Bildungseinrichtungen wieder?

Was bieten die so an?
Die Angebote und Aufgaben aller Parteiaka-

demien lassen sich grob in drei Bereiche einteilen: 

Fort- und Weiterbildung, ideologische Schulungen 

und ‚Think Tank’. Weiters geben sie Bücher heraus 

und die Grüne Bildungswerkstatt unterstützt auch 

externe Initiativen und Veranstaltungen.

Die ÖVP und ihre PolAk sind hier am deutlich-

sten. Sie teilt sich auf in die ‚Kaderschmiede’ zur 

Schulung und Ausbildung von Mitgliedern und 

die ‚Denkfabrik’, die von Sabina Schiftar von der 

PolAk beschrieben wird: „Wir denken Zukunft.“ 

Im Vorwort des aktuellen Programms liest sich 

das dann als „Nachdenken über gesellschafts-

politische Prozesse abseits des tagespolitischen 

Geschäfts“ sowie „Weiterentwicklung der christ-

demokratischen Programmatik“3.

Den größten Teil ihrer Arbeit widmen alle Aka-

demien der Weiterbildung von Funktionär*innen 

und Mitgliedern. Einzig die Grünen verzichten 

auf die obligatorischen Rhetorik-, Öfentlichkeits-
arbeits- und Selbstdarstellungsseminare. Bil-

dungspolitisch fragwürdige Gustostückerl wie 

„Was gute Manieren bringen?“ (FPÖ) oder „Kraft-

voll in stimmigen Bildern sprechen. Persönliche 

Präsenz und kreative Sprache“ (SPÖ) inden sich 
darunter. Die Bildung für Parteiangehörige ist 

praktisch gleichzusetzen mit Aussehensoptimie-

rung und Verbesserung der Kommunikation. Die 

erfolgreiche, geschickte Medienarbeit tritt, ge-

genüber den  Inhalten selbst, in den Vordergrund. 

Fortbild ungen zu Steuerrecht, zur Arbeit im Ge-

meinderat und Ähnliches haben ebenfalls einen 

großen Stellen wert.

Die ideologischen Schulungen stimmen auf das 

‚richtige’ Welt- und Geschichtsbild und indoktri-

nieren die Werte und Grundsätze der Beweg-

ungen. Das Renner Institut entwirft Zukunftsvis-

ionen für Sozialdemokratie sowie die EU und 

wieso der Markt Kontrolle braucht. Sie bieten aber 

auch Seminare und Vorträge zu Gleichstellung 

von Frauen und Männern, Rassismus und Integra-

tionspolitik an. Bei der FPÖ geht es vor allem da-

gegen – gegen Antifaschismus, DDR, Frankfurter 

Schule, EU und unter dem Deckmantel der Men-

3 Beides: Aus- und Weiterbildung 2009. Politische Akademie 
der ÖVP. S.5.

Factbox

Alle 5 im Nationalrat vertre-

tenen Parteien haben eine Ein-

richtung zur „staatsbürgerlichen 

Bildungsarbeit“:

Renner Institut (SPÖ)

Politische Akademie (ÖVP)

FPÖ Bildungsinstitut

Grüne Bildungswerkstatt

Zukunftsakademie Österreich 

(BZÖ)

Gesetzliche Basis ist das Bun-

desgesetz vom 9.Juli 1972 über 

die Förderung staatsbürgerlicher 

Bildungsarbeit im Bereich der 

politischen Parteien sowie der 

Publizistik.



11

schenrechte gegen das Verbotsgesetz und den 

Islam. Die Grüne Bildungswerkstatt widmet sich 

dem Marx’schen Kapital, der eigenen Geschichte, 
alternativer Pädagogik und Politaktivismus sowie 

Geschlechterrollen. 

Nicht ganz zu trennen von der Vermittlung der 

Ideologie ist die Aufgabe des ‚Think Tanks’ für die 

Parteien. Die Bildungseinrichtungen bieten Raum 

an, Neues zu denken, Ideen zu entwickeln und 

sich mit Grundsätzlichem auseinanderzusetzen. 

Neue Parteiprogramme entstehen in der Regel 

nicht ohne ihr Zutun. Vieles davon geschieht hin-

ter den Kulissen und spiegelt sich nicht im publi-

zierten Veranstaltungsprogramm wieder.

Was in den Akademien nicht passiert, ist eine 

unabhängige theoretische oder wissenschaftli-

che Auseinandersetzung, die auch mal diametral 

zur eigenen Parteilinie steht. Sie sind kritische 

Nischen und vertreten auch mal extremere und 
deutlichere Positionen als diese. Nur zum Teil wer-

den sie der Aufgabe gerecht, Zusammenhänge 

verständlich zu machen. Im Sinne der Mediende-

mokratie wird viel Aufwand um den Schein betrie-

ben. Staats kritisches und antikapitalistisches Den-

ken außerhalb des hegemonialen Diskurses bleibt 

weitgehend außen vor.

von Dominik Wurnig

Die Bildung für Partei-
angehörige ist praktisch 
gleichzusetzen mit Ausse-
hensoptimierung und Ver-
besserung der Kommunikati-
on.

Die absurdesten Veranstaltungen der Parteiakademien

Erfolgreich durch ICH-Stärke (FPÖ)

Neu! Jung! Wahlberechtigt! Jugendliche Lebenswelten besser verstehen 

(SPÖ)

Grundsätze im Vergleich. Parteiprogramme stammtischtauglich machen. 

(ÖVP)

Provokation, Polemik und Killerphrase (FPÖ)

Killerphrasen killen (ÖVP)

Die Kunst sich selbst zu repräsentieren: Mode, Stil und Persönlich-

keit – besser wirken durch perfektes Outit (ÖVP)

Österreichische Parteien: die sozialdemokratische Partei Österreichs 

(Grüne)

Auf winterlicher Spurensuche (Grüne)

Jung und auf Jobsuche? (FPÖ)



Freiheitliches Bildungsprogramm
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„Freiheitsrechte und so...“ – 
Politische Bildung in der FPÖ

In Seminaren des Bildungsinstitutes der FPÖ 
wird Bildung an Parteimitglieder und Inter­
essierte herangetragen. In einem Selbstversuch 
wollten wir uns der Frage nähern, was polit­
ische Bildung für diese Institution eigentlich 
bedeutet – das Seminar „Freiheitliche Ideenge­
schichte“ sollte uns Aufschluss geben. 

Der „Trainer“ benennt eingangs gleich Ziel und 

Sinn des Seminars: Sympathisanten und Mitglie-

der der FPÖ sollen „die Entscheidungsindung 
im engeren Kreis [der FPÖ-Führung] erkennen 

und erklären können“. Auch der Alltag ist ihm 

wichtig: Die Ideologie der Partei biete einen Leit-

faden für persönliche Entscheidungen im alltäg-

lichen Leben. 

Freiheitliche Idee
Und die freiheitliche Idee? Freiheitlich könne 

man auch mit nationalliberal übersetzen. Liberal  

steht dabei für „Freiheitsrechte und so“. Das 

Nat ionale bedeut pathosgeladen: „patriotisch 

zu sein, Heimat- und Volksverbunden“. Etwas 

„das man sich einspeichern kann“ ist außerdem, 

dass die „FPÖ die längste demokratiepolitisch 

Geschichte Österreichs hat“ – schließlich wurzle  

die nationalliberale Idee und Bewegung – und 

damit die FPÖ – direkt in der Auklärung! 

Multi­kulti?
Für „multi-kulti“ sind die FPÖler*innen übrigens 

(bekannterweise) nicht zu haben – das wurde 

in der Diskussion um die Rolle des Deutsch-

nationalismus für die FPÖ deutlich. Ein Ein-

wurf stellte  klar: Der „österreichische Hurra- 

Patriotismus der Partei“ ist ein Problem. Damit 

werde doch Volk und Partei verraten: „Wir ha-

ben eindeutig deutsche Wurzeln, die tausend 

Jahre zurück gehen: schon Karl der Große hat 

gegen Fremdvölker gekämpft.“ Österreich 

statt Deutschland – das sei multi-kulti. Der Vor-

tragende reagierte sichtlich getrofen: „Mit 
multi-kulti habe ich nichts am Hut, darauf gebe 

ich Ihnen mein Wort. Privat, in meiner ... ja, ich 

bin ja auch in einer Burschenschaft... da bin ich 

auch ein Deutscher.“ Damit könne man aber 

schließlich  „keine Wähler gewinnen“. 

Nach drei Stunden voller derartiger Weisheit 

einer bestenfalls  anekdotischen Geschichtsbe-

trachtung‚ vieler Versprecher’ („die Klerikalen ... 

ähh ... ja, also die Christlichen...“), Stimmungs-

mache („der Jud“) und einer ausschweifenden 

Diskussion über die Farbenwahl der deutschen 

Nationallagge war uns schlecht. Und es lag nur 
zu einem kleinen Teil am miserablen Essen, das 

wir vorgesetzt bekamen. 

von Dersma & k.Ls
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Podiumsdiskussion
UG 02 – bildungspolitischer Fortschritt 
oder purer Wahnsinn?

4.November 2009, 19:30 

Aula, Campus Uni Wien, Hof 1

Im Schatten der Novellierung des Universitätsgesetzes, vom Nati-
onalrat im Juli 2009 beschlossen, fragen wir – die Fakultätsvertre-
tung Geisteswissenschaften an der Uni Wien – uns: Was bewirkte 
das Universitätsgesetz ’02 und was bleibt von der Kritik daran? 
Welchen Tendenzen und Entwicklungen ist der aktuelle Bildungs-
diskurs unterworfen? Was führte zum UG 02 und wohin führt(e) es 
uns? Was für gesellschaftliche Interesse und Visionen stehen dahin-
ter? Welchen Lobbys wird damit gedient, wer profitiert davon?

Moderation: Judith Lecher (APA)
es diskutieren Kurt Grünewald (Grüne), Karl Ille (PLUM, 
Lehrbeauftragter an der Uni Wien), Aktivist*in vom Netz-
werk emanzipatorische Bildung, und andere....
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Vor der Demo ist nach der Demo – ein Beispiel

Die Situation: 
Spontane Zusammenrottung im Universitätshof der Humboldt Universität zu Berlin. Einige Übrigge-

bliebene von der Bildungsstreik-Massendemonstration am 17. Juli lauschen auf der Wiese inter essiert 

dem Papierhütchen tragenden Universitätspräsidenten, zu dessen Füßen sie sitzen. Sie applaudie-

ren ab und an. Der Universitätspräsident redet allgemein über Unipolitik. Immer wieder hört eins 

Konsens, Gespräch und Lösungen-Finden. Verstärkt ist das Blabla durch ein Mikro. Die eben noch 

geschwungenen Plakate mit radikalen bildungspolitischen Forderungen liegen im Gras. Eine Gruppe 

von jungen Leuten in einheitlichen gelb-schwarzen Shirts moderiert. Zwischenrufe werden strikt un-

terbunden, Redselige haben sich für ihre 4 Sätze hinter dem Präsidenten anzustellen.  Irgendwelche 

Demokratiefanatiker*innen von irgendwoher wollen irgendwas abstimmen, was dann irgendwie 

für alle gelten soll. HU-Student*innen sind vielleicht etwa 35 da. Der Präsident macht entspannt gro-

ße Versprechungen. Den anwesenden studentischen Mitgliedern aus Universitätsgremien rollt es 

angesichts so viel Scheinheiligkeit die Fußnägel hoch. Kein noch so kleiner kritischer Einwand an der 

Tatsache, dass einer der zentralen Adressat*innen des Protestes eiskalt das Forum für sich nutzen 

kann und dafür auch noch bejubelt wird, indet Gehör.

Die Analyse: 

Die Bildungsprotestbewegung brauchte circa eine halbe Stunde um institutionalisiert zu werden 

und sich selbst zu delegitimieren. Wahrscheinlich Rekordzeit, im Vergleich zu allen bisherigen Be-

wegungen. Null Systemkritik, null Herrschaftsanalyse, null Emanzipationsbestreben. Streik wurde 

zu geduldig lauschendem Gehorsam. Einsicht in die Notwendigkeit gepaart mit blinder Euphorie für 

Ergebnisse, die absolut gar nichts verändern. Die Protestler*innen hatten scheinbar nicht einmal 

ihre eigenen Forderungen verstanden. 

Die Message:

Radikaler Protest sieht anders aus! Das einzige, was diese Begegnung der besonderen Art gebracht 

hat, ist eine plattgesessene Wiese, ein homogenes gelb-schwarzes Flimmern vor den Augen, gebro-

chener Protest ohne jede Bewegung und ein weiteres Foto auf der Homepage des SDS. Der Bildungs-

streik 2009, ein einziger Flop. Wer radikal verändern will, darf sich eben nicht vom Konsens einlullen 

lassen!
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Immer dabei, hierarchisiert und parteigebunden. 
So zeigt sich die aktuelle Form politischen Zu­
sammenschlusses auf der Uni in Schland mit dem 
 Namen dieLinkeSDS. Was es mit diesem beson­
ders kreativen Kürzel auf sich hat und wieso es 
auch in Wien linke Herzen nicht stillstehen, son­
dern sogar höher schlagen lassen könnte, dazu 
im Folgenden.

Seit nun mehr vier Jahren gibt es an mehreren 

deutschen Universitäten den dieLinkeSDS, den 

Sozialistischen Demokratischen Studierendenver-

band. Und ja komisch, die heißen wirklich so. Die-

se Gruppierung organisiert Lesekreise, Kongresse, 

kandidiert gegen links-autonome Asten1 und be-

müht sich um einen neuen Anstrich linker Unipoli-

tik. Da aus Wien seit dem letzten Jahr immer wie-

der tatkräftig Busse organisiert und Vernetzungs-

gedanken gesponnen werden, ist es allerhöchste 

Eisenbahn einmal diesen ominösen neuen SDS 

mit Bestrebungen und Strukturen  näher unter die 

Lupe zu nehmen und damit hinter die Schlagwort-

kulissen von „Make Capitalism History“ und „1968 

– Die letzte Schlacht gewinnen wir“ zu blicken. 

SDS – Von Damals, Heute und doch wieder Ge­
stern
Dass der Mythos des Sozialistischen Deutschen 

Studentenbund, in Kurzform SDS, nach wie 

vor vom guten Beigeschmack lebt, ist nicht nur 

der Verklärung der hauptsächlich männlichen 

Alt‘68er*innen zu verdanken, sondern auch 

dem besonderen Potential dreier Buchstaben zu 

 romantisierender Projektion. Und dazu bedarf 

es nicht einmal eines Jubeljahres. Was damals 

nicht alles möglich war: In mehreren europä-

ischen Hauptstädten zog es Student*innen auf 

die  Straße, welche sogar temporär das Bündnis 

1 ASTA = Allgemeiner Studierenden Ausschuss. Enstpricht 
den Studienvertretung in Österreich.

mit der Arbeiter*innenklasse (dem altbekannten 

 revolutionären Subjekt) eingingen und mit Pla-

stersteinen und Mao-Bibeln die Grundfesten der 

Gesellschaft irgendwie zum Wackeln brachten. 

Unzweifelhaft blieb dabei, dass die Systemfrage zu 

stellen sei und dass ein Reformieren gesellschaft-

licher Verhältnisse unweigerlich in die  Bestärkung 

dieser Verhältnisse münden und damit dem revolu-

tionären Auf ammen der Gar ausgemacht würde. 
Dieses Revolutionieren rund um die Jahre 1967/68 

ging mit peridem Anti zionismus, plumpen An-

tiamerikanismus2 und weiteren ideologischen 

Kurzschlüssen einher. Denn eins3 zeigte sich, dem 

nationalen Jargon entsprechend, solidarisch mit 

dem „Befreiungskrieg des palästinensischen Vol-

kes“ gegen den „imperial istischen Aggressor USA 

und dessen Brückenkopf im Nahen Osten Israel“. 

Ein weiterer nicht minder wichtiger Kurzschluss 

war die theoretische wie praktische  Nichtausein-

andersetzung mit der  feministischen Kritik an der 

Trennung von Privatem und Politischem sowie 

dem damit einhergehenden Geschlechterverhält-

nis und der Internalisierung gesellschaftlicher Ver-

hältnisse durch das Individuum. 

Soviel zur nicht unbekannten Kritik am SDS von 

damals. Generell wurde diese Kritik maßgeblich 

durch die Antinationalen, Antideutschen und 

 Feministinnen seit den 1990er Jahren getragen. 

Sie ist eigentlich Grund genug, sich inhaltlich wie 

auch in den Kürzeln vom SDS zu verabschieden. 

Doch der Mythos ist zu groß, um auf dessen mög-

2 Hier geht es nicht um die Difamierung einer Kritik an der 
amerikanischen Kriegsführung in Vietnam oder einer grund-
legenden Staats- und Nationskritik, sondern um Antiame-
rikanismus als Ressentiment gegenüber allem als amerika-

nisch Identiizierten. Jenes Ressentiment, welches gerade 
in Deutschland und Österreich, den beiden postnazistischen 
Staaten, eine lange Tradition aufweist, ist besonders durch 
seinen antimodernen, antiliberalen und nationalistischen 
Charakter bestimmt. 
3 eins wird hier als geschlechtsneutrales Synonym für man 

verwendet.

SÖS! DieLinkeSDS Österreich
Gibt’s da was zu verpassen? 
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liche Wirkmächtigkeit zu verzichten. Dadurch wird 

jedoch klar: Es geht um die Massen und nicht um 

die  Inhalte.

Studierendenverband mit Parteianschluss
Natürlich wäre es gemein und unzureichend den 

dieLinkeSDS allein des Namens wegen zu dis-

sen. Doch drängt sich bereits die grundsätzliche 

Frage auf, ob mit dieser originären Namenswahl 

denn wenigstens der kritische Anschluss an Stra-

ßenkampf, Kommune und Weltrevolution be-

wusst gesucht wird. Die Antwort darauf ist ein 

 klares Nein, aus einem einleuchtenden Grund: Der 

dieLinkeSDS ist die Student*innenorganisation 

der Partei die Linke, ehemals PDS und steht dieser 

in Organisation und Hierarchisierung nur in we-

nigen Aspekten nach. Somit fristen ganz simple  

emanzipatorische Grundlagen wie beispiels weise 

die Auseinandersetzung mit Hierarchien, die 

 Abkehr vom Parteipolitischen und Parlament-

arischen4 sowie die Erkenntnis, dass es irgendwie 

ums Ganze gehen muss, ein vergessenes Dasein. 

Nicht weniger entpuppt sich das Aubegehren 
des dieLinkeSDS im diesjährigen Bildungsstreik 

in Berlin als reine Farce, da Bildungspolitik in 

Deutschland Ländersache ist und somit die eigene 

Student*innenorganisation gegen diejenige Frak-

tion der Landesregierung aubegehrt, die eigene 
Geldgeberin und Mitgestalterin der Berliner Uni-

versitätspolitik zugleich ist. 

4 Drückte sich unter anderem im Unvereinbarkeitsbeschluss 
von 1961 durch die SPD gegen den SDS von damals aus.

Damals. Heute.
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Doch werfen wir auch einen Blick auf die Praxis 
des dieLinkeSDS und holen ihn dort ab, wo er zu 

stehen vorgibt: Sûr les paves5.  

Ein Blick zurück in den Streik­Sommer 2009 in 
Schland
Stell dir vor du begegnest einer linken 

Student*innenbewegung. Sie ist laut, bunt und 

 viele deiner Freunde und Freundinnen gehen wegen 

ihr plötzlich auf die Straße. Sie ruft dir entgegen 

„mach mit!“, „sei dabei!“ und „zusammen können 

wir es schafen!“. Was tust du? 

Starker bildungspolitischer Massenprotest 

– ein unmögliches Szenario in Zeiten fatalist-

ischer Passivität? Scheinbar doch nicht. So eini-

ge Student*innen an deutschen Universitäten 

waren  im letzten Sommersemester mit erwähn-

ter Szene  konfrontiert. Der Bildungsstreik 2009, 

für Insider*innen auch BS ‘09, suggerierte die 

seltene Chance sich direkt und unmittelbar in 

eine breite Front von Gegner*innen der aktuellen 

Bildungspolitik der deutschen Bundesregierung 

bzw. den jeweiligen Landesregierungen einzu-

reihen und schien die Möglichkeit zu bieten, mal 

ordentlich Krawall zu machen. Universitätsge-

bäude wurden besetzt, Massendemonstrationen 

organisiert und im Live-Ticker im Internet konn-

te jede*r Student*in mit den sich Bewegenden 

mitiebern. Jede Form „kreativer Aktionen“ war 
möglich: Luftballons steigen lassen, Ballspielen 

und Filmchen drehen. Jede Woche kündigten min-

destens drei Plena Raum für Diskussionen an. Der 

jeweilige Uni-Campus wurde mit Info-Materialien 

5 Anspielung auf den Spruch der 68er in Frankreich „Sur les 
paves il se trouve la plage“ [Unter den Plastersteinen bein-
det sich der Strand], wobei der dieLinkeSDS nicht nach dem 
darunter liegenden Strand zu graben scheint.

in jeder Form in krachig gelbem Einheitslook kar-

tonweise übersäht und in der Presse konnte eins 

die brav vereinheitlichten Kritikphrasen lesen, 

die von der ‚Pluralität der Bewegung’ noch übrig 

gelassen worden waren. Der Ablauf der Protest-

woche im Juni wurde eizient übersichtlich ge-

staltet.  Montag: früh aufstehen und Uni-Räume 

besetzen, viel Lärm machen und Materialien ver-

teilen.  Dienstag: Workshop zum Transpi-Malen, 

Luftballons steigen lassen sowie andere Spieler-

eien, die der Mobilisierung für den folgenden Tag 

mit bundesweiter Massendemonstration dienten. 

Am Donnerstag wurde für den gewissen Funken 

Kapitalismuskritik der gemeinsame Banküberfall6 

angesetzt. Am Freitag schlossen letzte Block aden 

und After-Show-Party den BS’09 ab. Eigentlich 

war für jeden Protestgeschmack und alle was 

 dabei. Gut organisiert und konsequent performt. 

Bereits seit Anfang 2009 war regelmäßig zu 

 Bildungsstreik-Vorbereitungstrefen eingeladen 
worden. Unzählige Verteiler wurden eingerichtet 

und an verschiedenen deutschen Universitäten 

Vollversammlungen abgehalten. 

Genauer unter der Lupe 
Was dem Einen oder der Anderen auf dem Cam-

pus als der übliche Alltag einer aktiven Bewegung 

erschien, wirkte auf kritische Betrachter*innen 

wie eine der immergleichen Bewegung-Shows, 

diesmal in der Bildungsstreikfarbe gelb-schwarz. 

Lässt eins sich tatsächlich aktivieren und unter-

zieht das Spektakel gleichzeitig einer Analyse mit 

der Frage „was genau passiert hier eigentlich?“, 

entsteht ein erkenntnisreicher Blick hinter die Ku-

lissen.  Kulissen, mit denen eins eigentlich nicht ge-

rechnet hat, weil es beim Protest, der sich basis-

demokratisch organisiert nennt, zumindest dem 

Anspruch nach kein Dahinter geben sollte. 

6 An jenem Tag wurden mehrere Banken von protestieren-
den Student*innen für mehrere Stunden besetzt, bis die Po-
lizei die Räumung einleitete. 

Gut organisiert und konse-
quent performt. 
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Wer zum Beispiel einmal an einem der unzähligen 

Koordinierungsplena teilgenommen hat, konn-

te leicht feststellen, dass es keineswegs darum 

ging, gemeinsamen Protest zu planen und im 

Vorhinein Motivationen und Gründe für eben je-

nen ausführlich und mit inhaltlicher Substanz zu 

diskutieren. Selbst dazustoßenden Neugierigen 

wurde irgendwann klar, dass es hier um ein blo-

ßes Mitmachen ging. Um das Teilnehmen an ei-

ner Protestbe wegung, die sich scheinbar irgend-

welche Leute  irgendwann, irgendwie in den Kopf 

gesetzt hatten. Lediglich in der Theorie schien die 

Möglichkeit zu bestehen, den ganz eigenen unab-

hängigen und spontanen Protest an der eigenen 

Uni zu organisieren. Auf den Praxistrefen hin-

gegen dominierte plötzlich Entscheidungsdruck 

und Eile bezüglich organisatorischer Fragen, die 

sich auf einen zukünftigen Protest bezogen, des-

sen Hintergrund noch gar nicht diskutiert worden 

war. Mit „kreativen“ Einzelaktionen konnte eins 

sich in eine Protestchoreograie einreihen, die von 
woher auch immer kam. Kritik an derartigem Vor-

gehen wurde mit verwunderten Gegenfragen à la 

„Wie bitte, willst du etwa keinen schlagkräftigen 

Massenprotest?“ oder „Sei doch lieber froh, dass 

andere da schon was organisiert haben“ beant-

wortet. 

Auch an diejenigen, die sich mittels universitä-

rer Strukturen engagieren7, wurde die Erwar-

tung herangetragen, den Protest dankbar zu 

unterstützen. Schließlich ginge es doch genau 

um das, wofür sich die Kandidat*innen der Li-

sten im Student*innenparlament und in den 

aka demischen Gremien immer einsetzen wür-

den: eine bessere Unipolitik, an der sich viele 

Student*innen politisch beteiligen. Nun liegt 

der Unterschied ja bekanntlich im Detail und so 

ist „besser“ eben aus anderer Perspektive nicht 

einmal mehr gut.8 Einfach nur mehr Geld bringt 

zum Beispiel gar nichts, wenn in völlig undemo-

kratischen Entscheidungsstrukturen wieder ir-

gendwelche Sachzwänge  argumentiert werden, 

die mit richtig viel Kohle auch nur wieder richtig 

viel Scheiße produzieren. Studierbarkeit wird 

nicht nur durch die Ausstattung mit Computern, 

sondern vor allem durch gute und kritische Leh-

re gewährleistet. Lehrinhalte   und -methoden un-

terscheiden sich aber nicht nur durch mehr Geld 

7 Überlicherweise Aktive in den Asten (Plural von AStA- All-
gemeiner Studierendenausschuss) und Fachschaften.
8 siehe anschaulich im Kasten.

Einfach nur mehr Geld 
bringt zum Beispiel gar 
nichts, wenn in völlig un-
demokratischen Entschei-
dungsstrukturen wieder ir-
gendwelche Sachzwänge ar-
gumentiert werden, die mit 
richtig viel Kohle auch nur 
wieder richtig viel Schei-
ße produzieren.

Bundesweiter Bildungsstreik 2009.
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von denen vor 1945. Teil des Anliegens vom selbst-

bestimmten Lernen, ist nun mal auch die Selbstbe-

stimmtheit. Das vorübergehende Einreihen in eine 

„Bewegung“, der Hilferuf an den Staat nach mehr 

Geld, all das scheint diesem Anliegen nicht unbe-

dingt zuzuarbeiten, dachte sich, wer unistruktur-

vertraut oder irgendwie  kritisch war. Geschweige 

denn systemkritisch9.

Und prompt wurde jegliche Kritik an den verkürz-

ten Inhalten des Protests als dessen Boykott ge-

deutet. Jahrelange Politik von ASten sollte plötz-

lich durch eine Streikwoche „besser“ gemacht 

werden. Doch Protest kann Unipolitik nicht er-

setzen, sondern maximal kritisieren oder unter-

stützen, weil Veränderungen immer Arbeit am 

Detail und Durchhaltevermögen erfordern. Das 

Hirnrissigste überhaupt ist es jedoch, diese Uni-

politik im Namen des Protestes zu unterwandern 

und Parallelstrukturen aufzubauen. Im unglaub-

würdigsten Fall, wenn eins auch noch die radika-

le Kritik an sämtlichen politischen Strukturen der 

Gegenwart vor sich her trägt. Zugegeben, ASten-

Politik ist  systemkonform. Sie kann lediglich kleine 

Freiräumebieten, die für linke Politik gegenwärtig 

unabdingbar sind. Natürlich bedürfte es einer ra-

9 Ein System, auf das sich im Bildungs-Protest beständig 
positiv berufen wurde: „Auch wir sind systemrelevant!“ 
(siehe:http://www.bildungsstreik-berlin.de/page/index.
php?show=dates (Stand: 08.09.09)). 

dikaleren Änderung der Zustände. Doch diese 

sollte nicht ausgerechnet durch die Abschafung 
linker Asten eingeläutet werden. Am allerwenig-

sten braucht es jedenfalls eine noch schlechtere 

Ver sion von derselben Scheiße.10

Wien 2009 
Das Sommerloch liegt hinter dir, die Universitäts-

gesetz (UG) Novelle ‘09 vor dir. So bleibt kurz Zeit, 

sich einmal Gedanken über das eigene politische 

Dasein an der Uni, die privilegierte Malaise und 

 bevorstehende Proteste zu machen. Viel Neues 

wird wohl doch nicht dabei sein, sagt eins sich 

ganz nüchtern. Und die Befürchtung, dass sich der 

UG Novellen Protest ‘09 nur wieder still und heim-

lich in den Schaukasten linker Selbstversicherung 

nach dem Motto „wir haben doch wenigstens 

etwas getan“, einreiht, liegt nahe. Doch nicht 

so nahe, dass endlich mit dem Drang zur Aktion 

mit Massenwirkung gebrochen wird. Ein Bruch 

 jedoch, durch den der Relexion, Analyse und 
 Kritik des Gewordenen endlich Türen geöfnet 
werden könnten. Denn diese versprechen eher 

Raum für das Nach denken über auch die Bildungs-

10 Den Autorinnen ist der bestehende und sich auch im Text 
manifestierende Widerspruch über die Notwendigkeit einer 
radikalen Veränderung des Bestehenden einerseits und der 
Relevanz einer kritischen Arbeit im Bestehenden durch die 
ASten und ähnlicher Gruppierungen an den Universitäten 
sowie auch einer möglichst weitreichenden Demokratisie-
rung (Reformierung) andererseits, bewusst. Ein Zulassen 
und Arbeiten mit jenem erweist sich sinnvoller, als das blin-
de Rasen gegen oder sogar das Verneinen von gesellschaft-
lichen  Widersprüchen überhaupt. 

Protestzüge, Spektakel und 
ein Forderungskatalog, der 
den  „Herrschenden“ doch 
endlich einmal klar machen 
müsste: Wir sind die Guten 
und ihr solltet auf uns, 
die Masse, auch hören.
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politik bestimmende Verhältnisse und progress-

iven Protest, der nicht hinter schon Gedachtes 

und Erlebtes zurückfällt. 

Stattdessen lässt sich heuer die Wiederkehr des 

Immergleichen im neuen Deckmantel erahnen: 

Protestzüge, Spektakel und ein Forderungs-

katalog, der den  „Herrschenden“ doch endlich 

einmal klar machen müsste: Wir sind die Guten 

und ihr solltet auf uns, die Masse, auch hören. 

Gebt den Universitäten mehr Geld, Lehrpersonal 

und Ausstattung. Dass diese Protestkampagnen 

oftmals hochsubventionierte Fraktionsprojekte 

sind, bei denen  Image- und Stimmenaufwertung 

relevanter Teil des Ganzen sind, sei nur nebenbei 

erwähnt. 

Eine grundlegende Kritik des Bildungssystems in 

seiner Selektivität, welches immer schon eine Aus-

lese für die Unis bedeutet, bleibt nahezu aus. Eher 

werden ungerechte Konkurrenzverhältnisse an-

geprangert, als die Konkurrenz an sich als imma-

nentem Bestandteil des Kapitalismus. Es  werden 

somit bessere Chancen für das eigene Gedeihen 

im Status Quo gefordert. Jene verkürzte und all-

gegenwärtige Kritik indet ihren markantesten 
Ausdruck beispielsweise in der Forderung: „Die 

Wirtschaft soll sich aus der Bildung (hier: an den 

Universitäten) heraushalten.“ Damit wird aber der 

staatliche Zweck der Bildungspolitik,  nämlich das 

Fitmachen für die Wirtschaft und den  Arbeitsmarkt 

durch Schulen und Unis verkannt, das innere Ver-

hältnis von Staat und Ökonomie wird übergangen 

und was bleibt ist ein ideologisch-idealistisches An-

rufen an den Staat. Ein Anrufen an „denjenigen“, 

welcher diese als ungerecht wahrgenommenen 

Zustände organisiert. Dass sich durch diese Art 

und Weise des Protests nichts verändert hat und 

nichts ändern wird, ist mehr als ofensichtlich und 
da hilft auch ein die LinkeSDS in Deutschland oder 

ein möglicher dieLinkeSDS in Österreich nichts. Da 

kann eins noch so viel mobilisieren und fordern 

wie eins will.

Stell dir also noch einmal vor, du begegnest einer 

linken Student*innenbewegung. Gibt’s da wirklich 

was zu verpassen?

von Marie Melior und Elisabeth Lambrecht
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Die schwer nachweisbare 
Eigenschaft

Nachdenken über Bildung, Halbbildung und 
Ellenbogen

Wollte man die Gegebenheiten Bildung und 

Mundgeruch einer Beliebtheitsskala zuordnen, 

fänden sie sich zweifellos an entgegengesetzten 

Enden wieder. Aller Wahrscheinlichkeit nach wür-

den die meisten Menschen Ersteres für sich bean-

spruchen, um sich vom Zweiten um so heftiger zu 

distanzieren. Ist aber Bildung tatsächlich so weit 

verbreitet, wie sie möglicherweise als schmück-

endes Accessoire in Anspruch genommen wird?

Auf den ersten Blick scheint dem zu sein. Es ist 

unverkennbar festzustellen, dass „Bildung“ 

heutzutage boomt. Mit viel detailliertem Wissen 

und etwas Glück kann man schnell Gewinner_in 

von Geld und Sachwerten werden. Damit sind 

nicht zuerst die vielen, vielen Gewinner_innen 

und Preisträger_innen gemeint, die uner müdlich 

Rätsel auf Rätsel lösen und die Resultate an 

Zeitungen und Zeitschriften verschicken. Deren 

kleine Geld- und Sachpreise stehen längst im 

Schatten jener Millionenbeträge, welche private 

und öfentlich-rechtliche Fernsehanstalten den 
Sieger_innen ihrer zum Teil austauschbaren Rate- 

und Quizsendungen in die Tasche stecken. Im 

Vergleich zu den Bezügen vieler professioneller 

Sportler_innen oder von Protagonist_innen der 

Unterhaltungsbranche sind das zwar nur Peanuts, 

aber der Fakt allein ist bemerkenswert: Bildung 

indet die einer kapitalistischen Gesellschaft 
 gemäße Anerkennung, denn es wird mit viel Geld 

„bezahlt“.

Vorbei also die Zeit, da Wissen und Bildung der 

kleinen Gruppe der Kleriker vorbehalten waren 

und nicht einmal gekrönte Häupter Briefe schrei-

ben oder lesen konnten. Auch der Begrif des 
Bildungsbürger_innentums kann nicht mehr eli-

tär interpretiert werden. Heute hat in unseren 

hoch entwickelten westlichen Gesellschaften 

praktisch jede und jeder Zugang zu Schulen und 

Hochschulen – grundlegende Schulbildung ist 

schon längst gesetzlich verordnet und wird auch 

mit staatlichen Zwangsmitteln durchgesetzt. 

Nichtsdestotrotz bleibt Elitenbildung im univer-

sitären Bereich gängige Form und wird immer wei-

ter verstärkt durch Zugangsbeschränkungen und 

andere Selektierungsprozedere. 

Wissen und Bildung
Um im Bild der Quizsendung zu bleiben – wird 

dort wirklich gediegene Bildung belohnt oder 

mehr formelhaftes Faktenwissen oder gar beides? 

Die Antwort liegt keineswegs auf der Hand.

Das Wort Bildung führt in unseren Gehirnen ein 

bequemes Dasein, ist es doch eingebettet in 

Unmenge von Allgemein- und Spezialwissen, dar-

unter auch ziemlich unnützes Wissen. Es drängt 

sich gar die Idee auf, mit dem Terminus Bildung 

die Wissensinhalte zusammenzufassen, ihn also 

als Oberbegrif von Wissen zu verstehen. Viel zu 
wissen bedeutete dann über eine gute Bildung zu 

verfügen.

Das scheint auch ganz vernünftig zu sein. Nahezu 

Jeder und Jedem ist zumeist aus eigenem Erleben 

ein_e stets gelobte_r Klassenbeste_r gegen-

wärtig. Jene oder jener lernte immer mehr und 

schneller als die anderen. Oft genug verfügte 

sie oder er über ein gutes Gedächtnis und nicht 

Wissen und Bildung sind 
ganz bestimmt nicht iden-
tisch, so sehr sie auch 
Alltagsverstand und 
Alltagserfahrung miteinan-
der vermengen. 
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selten auch über logisches Denkvermögen. 

Wer, wenn nicht sie oder er, sollte gebildet sein. 

Aber verkörpert ihr oder sein stets präsentes 

Wissen tatsächlich schon Bildung? Auch struk-

turell und institutionell suggeriert sich Bildung 

gerne als Funktion von Wissen. Die vor allem auf 

Wissensvermittlung programmierten Schulen 

gehören zu den Bildungseinrichtungen einer 

Gesellschaft, orientieren sich an Stofverteilungs- 
und Lehrplänen, werden von Bildungsrät_ 

innen, Bildungsbeigeordneten und ganzen 

Bildungsministerien verwaltet – wie auch immer 

sie sich im Einzelnen nennen. 

Wissen und Bildung sind ganz bestimmt nicht 

identisch, so sehr sie auch Alltagsverstand 

und Alltagserfahrung miteinander vermengen. 

Bildung ohne Wissen ist Nonsens. Wissen ist 

durchaus der Kern jeder Bildung, aber nicht mit ihr 

identisch. Es stellt sich sogar die Frage, ob Bildung 

ein den jeweiligen Umständen entsprechendes 

Maximalwissen zur Voraussetzung hat. Die Frage 
so zu stellen, meint eine verneinende Antwort. 

Der Weg schwer bewertbarer Quantitäten führt 

wohl nicht zum Ziel. 

Was ist denn nun außer Wissen erforderlich, da­
mit Bildung eintritt? 

Diese Frage beschäftigte in unterschiedlicher 

Ausformulierung seit Jahrhunderten Philosophen 

und Gelehrte1. So konstatierte der große Humanist 

Erasmus von Rotterdam (1465/69         –1536), dass 

der Mensch nicht geboren, sondern erzogen 

wird. Das speziisch Menschliche ist also nicht 
mit beziehungsweise durch die Geburt gegeben. 

Vielmehr wird es erst Stück um Stück durch sozi-

ale Kompetenz und Bildung anerzogen und erwor-

ben. Erasmus hat selber über 100 Bildungsbücher 

1 Hier wurde bewusst die männliche Form genutzt, um den 
Ausschluss von Frauen aus diesen Metiers zu zeigen

geschrieben, um über Bildung die Menschlichkeit 

voran zu bringen.

Der englische Philosoph John Locke (1632-1704) 

wandte sich gegen die These von den angebo-

renen Ideen. Er arbeitete eine Erkenntnistheorie 

aus, in der den äußeren Wahrnehmungen und 

deren Verarbeitung durch diferenzierte geistige 
Tätigkeiten eine tragende Rolle zukam. Das be-

deutete im Hinblick auf Bildung nichts anderes, 

als dass sie aus einer aktiven Verarbeitung von 

Wahrnehmungen beziehungsweise von Wissen 

erwächst.

Wilhelm von Humboldt (1767-1835) entwik-

kelte nicht nur ein noch heute relevantes 

Bildungsideal. Er hatte überdies die Möglichkeit, 

als Bildungsreformer auch praktisch wirksam 

zu werden. Das humboldtsche Bildungsideal, 

 welches sich an weiße, bürgerliche Männer rich-

tete2, orientiert auf eine ganzheitliche Ausbildung 

von Kenntnissen in Verbindung mit der jeweiligen 

2 Somit wird im folgenden die männliche Schreibform ge-
nützt.
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Studienfachrichtung oder einfacher gesagt, auf 

die Einheit von Allgemein- und Spezialwissen.

Damit lehnte Humboldt jene akademische 

Ausbildung ab, die auf die Schafung von hoch 
spezialisierten Spezialisten hinausläuft, man 

könnte auch sagen: von Fachidioten. Es wird 

auch dem Bildungsreformer klar gewesen sein, 

dass wissenschaftliche Spitzenleistungen vor 

allem über fortwährende Spezialisierung er-

reichbar sind. Dennoch legte er auf ein breites 

Fundament wert. Denn nicht das Akkumulieren 

von möglichst viel Wissen oder die Ausformung 

von brillanter Intelligenz war ihm das Ziel aller 

Bildungsbestrebungen. Das war und ist vielmehr 

der mit kritischer Distanz, Urteilsvermögen und 

Kreativität ausgestattete Mensch, der zudem in 

der Lage ist, über sich, seine Umgebung und die 

Gesellschaft zu relektieren. Bildung meint also 
nicht ein Höchstmaß an Wissen und Intelligenz, 

sondern die Fähigkeit und Kompetenz, mit beidem 

verantwortungsbewusst und kreativ umzugehen. 

Bildung und kategorischer Imperativ 
Die aktive, handlungsanleitende Funktion von 

Bildung hat insbesondere Philosoph Immanuel 

Kant (1724–1804) eindringlich herausgestellt. Er 

legte den Menschen nahe, ihr Handeln darauhin zu 
prüfen, ob es einer verallgemeinerbaren Maxime 
folgt und ob die davon betrofenen Menschen 
hinlänglich in ihrer Eigenständigkeit berücksich-

tigt werden. Er kleidete das Kernstück seiner Ethik 

in die Form eines kategorischen Imperativs, man 

könnte auch sagen eines Befehls. Dadurch erhob 

er diese Maxime zu einer Art conditio sine qua non 
für ein auskömmliches Miteinander der Menschen 

und ihre Entwicklung nach vorn. 

Derart verantwortungsvoll können Menschen 

nur handeln, wenn sie sich auf einem bestimmten 

 intellektuellen Level bewegen beziehungswei-

se im Zuge der Annäherung an dieses. Natürlich 

ist damit die Bildung gemeint, denn nur gebilde-

te Menschen können erkennen, prüfen, abwä-

gen und entsch eiden, wie in Übereinstimmung 

mit der Gesellschaft und den Interessen der 

anderen Menschen gelebt und gehandelt wer-

den kann. Bildung ermöglicht zweckge richtetes 

Entscheiden und Wirksam werden von Vielen. 

Interessenkollisionen sind wahrscheinlich nicht 

auszuschalten, aber es dürfte ver meidbar sein, dass 

sie zu Konlikten und schweren Konfrontationen 
auswachsen. 

Wie schon weiter oben angedeutet, haben sich 

Humanisten, Auklärer und auch Politiker_innen 
viel mit den Problemen Bildung und Erziehung 

befasst, um letztlich die Menschheit als Ganzes 

voran zubringen. Eine konstruktive Relevanz 

steht außer Zweifel. Insofern ist Bildung ein durch 

human istisches Gedankengut positiv besetzter 

Begrif.

Bildungswege
Seit dem bildungsreformerischen Wirken Wilhelm 

von Humboldts sind rund zweihundert Jahre und 

mehrere gesellschaftliche Umbrüche vergangen. 

Zeit genug, möchte mensch meinen, dass sich 

beispielsweise in Mitteleuropa hoch eiziente 
Bildungssysteme etabliert haben und gebildete 

Menschen unter der Vielzahl Ihresgleichen nicht 

mehr aufallen. 

Weit gefehlt.  Unter den europäischen Industrie-

staaten gibt es nur wenige, die keine Probleme 

mit ihrem Bildungswesen haben. Die deutsche 

Bundesrepublik hat als eines der reichsten Länder 

sogar eines der schlechteren Bildungssysteme. 

Reformstau, Unterinanzierung und mittelmäßige 
Absolventen sind allenthalben zu hörende Klagen. 
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Warum aber wird nicht oder nur halbherzig oder gar 

in der falschen Richtung  gehandelt? 

Insbesondere die weitgehende Einführung von 

Bachelor- und Masterstudiengängen in Europa 

zeigt an, dass der von der kapitalistischen Zweck- 

und Verwertbarkeitsorientiertheit ausgehende 

Verbilligungsdruck auch die Hochschullandschaft 

erreicht hat. Vielleicht wird er sie sogar ein drücken 

und Bildung zu einem eigentlich überlüssigen 
Luxus machen. 

Begonnen hat dieser Trend in der Industrie selbst. 

In den westeuropäischen Wirtschaften stellte die 

oder der gut ausgebildete Facharbeiter_in lange 

Zeit das Rückgrat für eine qualitativ hochwertige 

und damit exportfähige Fertigung dar. Mittel- und 
langfristig erwies es sich als vorteilhaft, Wertarbeit 

auch zu leicht höheren Preisen einzukaufen. 

US-amerikanische Unternehmen bevorzugten 

früh einen anderen Weg. Im Vertrauen auf die 

Überlegenheit der Technik verzichteten sie weit-

hin auf Investitionen in die fachliche Ausbildung 

ihrer Arbeiter_innen. Es genügte ihnen, neu 

Einzustellende rasch anzulernen und dann dem 

„learning by doing“ zu überlassen. 

Auch die akademische Ausbildung wurde  

in der Breite einem eher kurz greifenden 

Zweckmäßigkeitsdenken unterworfen. Warum 

sollte das mittlere Establishment vier, fünf und viel-

leicht noch mehr Jahre studieren, wenn auch in drei 

Jahren das unbedingt Nötige anzueignen war. Die 

Bakkalaurea/der Bakkalaureus schien als erster aka-

demischer Grad ausreichend zu sein, für die mei-

sten Verwendungen in Wirtschaft und Verwaltung. 

Allerdings muss gerade hier in Rechnung gestellt 

werden, dass in den Staaten auch die Gegentendenz 

präsent ist: die zu vörderst an ihrem Ziel orientierte 

akademische Spitzenausbildung. 

Europa folgt dem us-amerikanischen Vorbild. 

Die Wirtschaft entzieht sich unübersehbar der 

Verplichtung, für gut ausgebildeten Nachwuchs 
an Facharbeiter_innen zu sorgen. Der Staat soll 

dies nach Möglichkeit richten. Und der Bologna-

Prozess kann auch als Abkehr vom humboldt-

schen Bildungsideal gesehen werden. Zumindest 

wird in der Bachelor-Phase die fachspeziische 
Ausbildung derart intensiviert, dass allgemeine 

und übergreifende Fragen zu kurz kommen. Die 

Dominanz der Wissensaneignung lässt nur wenig 

Raum für eine gediegene Wissensverarbeitung.

Nun lässt sich einwenden, dass im Master-

studiengang das fehlende nachzuholen ist. Mag 

tatsächlich so sein. Aber nicht jeder wird sich zu 

dieser Art „Nachsitzen“ aufrafen beziehungs-

weise aufrafen dürfen. Unser Dasein ist nämlich 
schnelllebiger und oberlächlicher geworden. 
Was zählt, sind der schnelle Euro oder Bonus, die 

linke und kecke Antwort, nicht aber die über-

legte manchmal widersprüchliche und mitunter 

schmerzhaft abgewogene. Wozu auch, Skrupel, 

Gewissensqualen und die Mühen des Erkennens 

schaden nur dem, der sich ihnen freiwillig aus-

setzt. 

Mittel- und langfristig werden Leute mit Bachelor-

Abschlüssen und Absolvent_innen der zweiten 

und womöglich auch dritten Bildungswege die 

Masse der so genannten Akademiker_innen dar-

stellen. Sie werden nicht wenige der unteren, mitt-

leren und oberen Leitungsfunktionen ausüben. 

Und sie werden womöglich nicht einmal merken, 

dass sie nur über eine mehr oder weniger gedie-

gene Halbbildung verfügen. Ihnen wird  genau 

diejenige Studienform und Methodik fehlen, die 

Wissen zur Bildung werden lässt. Sie mögen klug 

sein, aber was ihnen fehlt, können sie nicht einmal 

„erfühlen“, wie Goethe es nannte.  
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Gerade die tradierte akademische Ausbildung ist 

für künftige Führungskräfte oft die einzige und 

auch letzte Gelegenheit, sich auf gleicher Ebene 

mit anderen Ideen, Sichtweisen und Personen 

auseinanderzusetzen. Zumindest in beträcht-

lichen Teilen wird ihnen eine Kultur der geist-

igen Auseinandersetzung fehlen, wie auch die 

Erfahrung, mit anderen auf Erkenntnissuche zu 

gehen. Das ist kaum noch nachzuholen, denn 

die späteren Strukturen drängen zu einsamen 

Führungsentscheidungen und deren autoritärer 

Durchsetzung. 

Bildung durch Internet
Schulunterricht und Studium sind heute ohne 

Computer und Internet kaum noch vorstellbar. 

Umgekehrt ist bereits absehbar, wann etwa die 

so genannten Computermufel und die alters-
bedingten Abstinenzler_innen eine marginali-

sierte Randgruppe darstellen. 

Für nicht wenige Clevere, zumeist Absolvent_ 

innen des zweiten und dritten Bildungsweges, 

stellt sich das Internet als ein gern genutzter, 

nahezu unerschöplicher und alle Fragen be-

antwortender „Selbstbedienungsladen“ dar. Es 

gibt keine Wahrheit außerhalb. Das Internet hat 

 immer recht. Wozu da noch längere akademische 

Ausbildung. Diese erzeugt doch nur weltfremde 

Theoretiker_innen, doch gebraucht würden cle-

vere Praktiker_innen. Die wissen sich schon zu 

 holen (oder zu klauen), was ihnen fehlt. 

Ganz abgesehen davon, dass Anhänger_innen 

derartiger Denkweisen wieder einmal Wissen mit 

Bildung verwechseln, relektieren sie nicht, wie 

hillos sie eigentlich dem Internet ausgeliefert 
sind. Dieses bleibt zuvörderst ein Medium, das 

der Aneignung von schriftlich ixiertem Wissen 
dient, wobei der/die Autor_in oft im Dunkeln 

bleibt. Irrtümer, einseitige Auswahl und falsche 

Gewichtungen sind und bleiben beileibe keine 

Ausnahmen. 

Wissensaneignung durch Abruf, zumal durch 

Personen, die vordem nur höchst selten zu ge-

druckten Nachschlagewerken grifen, bleibt in 
 aller Regel selektiv und zufällig. Es handelt sich 

auch um einen weitgehend passiven Vorgang, in 

dem die eigne Aktivität nicht einmal sanft pro-

voziert wird. Videoübertragene Vorlesungen, 

Chatten und Twittern können zwar die Passivität 

der Wissensresorption aulockern oder vermin-

dern, Bildung ersetzen jedoch nicht. 

Das Nachdenken über Bildung indet nicht ein-

mal vorläuig einen erfreulichen Abschluss. 
Die Widersprüche und Ungereimtheiten blei-

ben weiter groß. Bildung ist unerlässlich für 

eine gute Entwicklung des Einzelnen und der 

Gesellschaft. Letztere ist für die Schafung der 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der 

meisten Bildungsbereiche zuständig – und springt 

immer zu kurz. Selbst dort, wo sich in breitem 

Maße Bildung eingestellt haben sollte, ist dies of-

fenkundig nicht der Fall. Das Streben nach human-

istischer Bildung gleicht dem sinnlosen Tun des 

Sisyphus. Und doch muss der Stein immer wieder 

bergan gerollt werden, denn ohne Bildung wird es 

nicht besser.  

von Sysiphus

Das Internet hat immer 
recht. Wozu da noch längere 
akademische Ausbildung.
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Lob der Bildung – Liebe zur Arbeit

Die einen wünschen sich stärkere Zugangs­
beschränkungen zur Universität, die anderen 
 fordern den freien Hochschulzugang, aber in 
 einem sind sich MacherInnen und KritikerInnen 
von Bildungspolitik einig:  Bildung ist eine gute 
Sache.

Die vergangenen und laufenden Reformen der 

Universitäten verschulen die Studiengänge wirt-

schaftsgerecht; sie senken die Ausbildungs zeiten 

zuungunsten der Qualität der Ausbildung; sie wer-

den den Zugang zu Bildung wieder stärker an den 

sozialen Status der Herkunftsfamilie binden, die 

letzten Fragmente der Demokratisierung abschaf-

fen, nur FachidiotInnentum erzeugen, und über-

haupt werden sie das kritische Denken be enden 

– so oder ähnlich klagen die KritikerInnen der Uni-

versitäts- und Bildungspolitik der vergangenen 

zehn Jahre. Einiges davon trift zu, aber dennoch 
wird in einem Ton geklagt, der den vergangenen 

Zustand in rosafarbenem Licht erscheinen lässt, 

als seien die Universitäten bis dato pulsierende 

Zentren der Gesellschaftskritik, das Studium bar 

jeglichen ökonomischen Zwecks und die inneruni-

versitären Hierarchien inexistent gewesen. 

Die „Ökonomisierung der Universitäten“, die 

Bildung „zur Ware“ machen würde, wäre der 

„Abschied vom Humboldtschen Bildungsideal“ 

oder sonst irgendwelcher emanzipatorischer 

Qualitäten von Bildung – als hätte die deutsche 

oder österreichische Uni am Ende des 19. Jahr-

hunderts, während des Ersten Weltkrieges, im 

 Nationalsozialismus oder auch nur während der 

als golden erinnerten 70er Jahre noch irgend et-

was mit „Humboldt“ oder dem klassischen bür-

gerlichen Bildungsideal der Auklärung zu tun 
gehabt. Letzteres hieß vor dem Hintergrund der 

Utopie einer bürgerlichen, vernunftgegründeten 

Gesellschaft Erkenntnis des gesellschaftlichen 

Ganzen, Relexion der Denkenden und der Denk-

form. Als Ausdruck der Herrschaft des Geistes 

war Bildung stets emanzipatorisch und repres-

siv zugleich. Gerade bei den Deutschen war die 

 vehemente Verteidigung der Freiheit des Geistes 

und der Abgeschiedenheit der Universität sowie 

die Ehrfurcht vor Professoren, Wissenschaft und 

Kunst die Kehrseite der realen Unterwerfung un-

ter die abstrakte Gewalt des Staates, vernünftiges 

Raisonnement und staatsbürgerlich-soldatische 

Disziplin kein Widerspruch. Mit der Durchsetzung 

der bürgerlichen Gesellschaft im 19. Jahrhundert 

verschwand der Gedanke an die Möglichkeit 

gesell schaftlicher Transzendenz im Positivismus, 

das Sein wurde unüberschreitbar, die Frage nach 

dem Sollen entweder obsolet oder eine noch zu 

steigernde Macht des jeweiligen Staates. Das 

Ind ividuum degradierte zum gesellschaftlichen 

 Exemplar oder zum Deutschen oder beidem, die 
auklärerische Bildungsidee verlor ihr Subjekt. 
Dass Bildung keine besseren Menschen macht, 

wurde spätestens dann endgültig deutlich, als 

die Deutschen und ÖsterreicherInnen mit Goethe 

im Tornister und zum Klang von Beethoven ihre 

Opfer in die Gaskammern trieben. „Fachwissen-

schaftlich ließ sich gegen den Nationalsozialismus 

allenfalls einwenden, er sei ineizient oder miß-

achte die ‚Tatsachen’“ (Gerhard Stapelfeldt).

Die Studierendenbewegung von 1968 über  se-

tzte ihr Wissen darum in einen Haufen neuer 

sozial wissenschaftlicher Methoden (Biographie-

Forschung etc.) und Topoi (Zeitgeschichte etc.), 

brachte einen deutschen Außenminister hervor, 

der mit Bomben auf Belgrad gedachte „ein neu-

Als Ausdruck der Herrschaft 
des Geistes war Bildung 
stets emanzipatorisch und 
repressiv zugleich.



28

es Auschwitz“ an der „Rampe von Srebrenica“ 

zu verhindern und rehabilitierte das Bildungsideal 

unter dem Stichwort „Chancengleichheit“. Zum 

Gemeinplatz gehört mittlerweile die Charakteri-

sierung dessen, was Bildung zu leisten hat: krit-
ische und selbstbestimmte Menschen zu schaf-

fen – Demokratie und Menschenrecht inklusive. 

In ihren allgemeinen Positionspapieren sind sich 

dabei in der Wortwahl die BildungsministerInnen 

mit den gegen sie opponierenden Studierenden 

zum Verwechseln ähnlich. Wie ein kritisches und 

selbstbestimmtes Studium abseits von dem, was 

ohnehin gelehrt wird, aussehen soll, habe ich 

noch nirgends gelesen. Im Gegenteil bekommt 

man beim Lesen der Broschüren und Artikel über 

die neueste drohende Novelle des Universitäts-

gesetzes oder über den Bologna-Prozess den 

Eindruck, als wären Uni und Studierenden-Dasein 

statt eines gesellschaftlichen Einführungsritus 

eine erstrebenswerte Sache. Als handelte es sich 

um einen „Freiraum“ anstatt den Weg aus der 

Familie zum Arbeitsplatz, wogegen sich niemand 

aufzu lehnen scheint, sondern bloß gegen diese 

oder jene  Aspekte seiner Ausgestaltung. Es ist 

wahr, dass Studierende, gerade weil sie weniger 

oder noch nicht dem unmittelbaren Zwang zur 

Lohnarbeit unterliegen, freundliche Menschen, 

mitunter  sogar interessant sein können. Aber ge-

nausowenig wie Armut zu Rebellion, führt Muße 

zum Studieren als solche zu gesellschaftskrit-

ischer Haltung und Einsicht oder befördert  diese. 

Das Programm der Universität ist Airmation, 
nicht Relexion auf sich und die Gesellschaft. Aber 

statt die Universität deswegen anzugreifen, wird 

sie von den kritischen Studierenden verteidigt. 

Sie fordern „Freiheit“ und „nicht-verwertbares 

Wissen“, anstatt die Unfreiheit zu kritisieren 

und Wissen über die Verwertung zu erlangen. Es 

gibt kaum studentische Versuche einer Kritik der 

 Soziologie, der Politikwissenschaft, der Medizin 

oder der Philosophie als solcher, ihrer Kategorien 

und ihrer Methoden. Dass jene die Bildungspolitik 

kritisierenden Studierenden zum eigentlichen Ge-

genstand nichts zu sagen wissen, korrespondiert 

mit dem ganzen Gerede über Bildung als „Wert an 

sich“, der vor dem äußerlichen Zugrif wirtschaft-

licher Interessen zu schützen sei. Wie immer die 

Reformen der vergangenen Jahre zu beschreiben 

wären, keinesfalls wird Bildung zur Ware, denn 

selbst als informierte Dummheit hängt sie an 

der Tätigkeit der einzelnen Individuen, die zwar 

 Bücher kaufen können, aber nicht die Erfahrung, 

sie gelesen zu haben. Ein Platz in einem Seminar 

kann bezahlt werden, aber niemand kann jemand 

anderen stellvertretend lernen lassen. Wer daran 

denkt, was die KollegInnen in den Seminaren und 

von ihrem Studium im allgemeinen wollen oder 

wer an die Qualität eines durchschnittlichen Uni-

Seminars, eines durchschnittlichen wissenschaft-

lichen Textes denkt, wird sich zurecht fragen, was 
es daran zu schützen geben soll. Selbst die als 

kritisch geltenden Lehrveranstaltungen sind übli-

cherweise solche, in denen sich der norm ale Haus-

verstand bloß elaborierter auszudrücken lernt plus 

ein paar Fachvokabeln vorgetragen  bekommt. 

Es nutzt dabei gar nicht mehr so viel (und kränkt 

höchstens die Eitelkeit des letzten Restes, der sich 

universeller bürg erlicher Gelehrsamkeit verplich-

tet fühlt) das, was an den Universitäten geschieht, 

als Variante „blindlings pragmatisierten Denkens“ 

 (Adorno) zu begreifen und eventuell es als sol-

ches auch laut zu bezeichnen. Etwa der Politik-

wissenschaft vorzuführen, dass sie keine Ahnung 

Aber genausowenig wie Armut 
zu Rebellion, führt Muße 
zum Studieren als solche 
zu gesellschaftskritischer 
Haltung und Einsicht oder 
befördert diese.
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vom Staat und der Politik haben will, würde im Se-

minar „Verbände,  Verbändesysteme und soziale 

Bewegungen in Europa“ souv erän als nicht zum 

Thema gehörig zurückgewiesen werden. Versteh-

bar wären Staat und Politik – frei nach Pohrt – nur 

denjenigen, die sie abschafen wollen, und davon 
möchten die Institute für Politikwissenschaft als 

Ausbildungsorte für PolitikberaterInnen, Kom-

mentatorInnen der Tagespolitik und NGO-Mitar-

beiterInnen so gar nichts wissen.

Von dem Vorwurf über ihren originären Gegen-

stand nichts von kritischem Interesse sagen zu 

können, wären weder angehende noch promo-

vierte PolitikwissenschafterInnen peinlich berührt, 

schließlich könne man nicht nur rumtheoretisie-

ren sondern müsse auch mal die Ärmel aukrem-

peln. Umgekehrt bleiben dort, wo nicht im feuille-

tonistische Stil über Obama, die EU oder Konlikt-

lösungsstrategien in Lateinamerika gesprochen 

wird, die allgemeinen Begrife schlecht abstrakt 
oder wären schon als Wortschöpfungen selbst zu 

kritisieren. Als Studienassistentin an  einem poli-

tikwissenschaftlichen Institut bekam ich einmal 

einen Stapel hochwissenschaftlicher und todlang-

weiliger Artikel zur Korrektur für ein Sonderheft 

der Politischen Vierteljahresschrift, dem Zentral-

organ der deutschen Politikwissenschaft, deren 

kritisches Niveau sich ungefähr auf der Ebene 

des Verhältnisses von Ameise zu Haufen auhält. 
Zu kämpfen hatte ich dabei zum Beispiel mit der 

Frage, ob sich nicht eine bessere Formulierung in-

den ließe für „Politiken“, die nicht näher benann-

te „Probleme angehen“ könnten. Gestoßen habe 

ich mich zunächst am umgangssprachlichen »an-

gehen«, wollte aber bloß aus diesem Grund keine 

Korrektur vornehmen, denn was heißt schon um-

gangssprachlich, was wissenschaftlich? Aber daran 

war durchaus etwas richtig, denn „Umgangsspra-

che“ ist die Bezeichnung für jenen Teil der Spra-

che, der den stärksten Wandlungen unterworfen 

ist, Einfallstor und Seismograph der Bewusstlo-

sigkeit sozusagen. „Probleme angehen“ klingt 

wie der Dynamik-Motivations-Sprech der Unter-

nehmensberatung, aktiv-hemdsärmeliges Vor-

wärtsschreiten, Problem erkannt – Problem ange-

gangen. Mein Alternativvorschlag kam aus einer 

anderen Schublade des Technokratischen: Pro-

blem „behandeln“, an ihm eine Handlung durch-

führen. Das macht zwar die Individualisierung des 

Bürokratischen nicht mit, erinnert aber an mediz-

inische Behandlung und war also nicht viel besser 

als der Stein des Anstoßes. Schließlich wurde mir 

deutlich, dass die ganze Konstruktion des Satzes, 

des Artikels, aller Artikel dieser Politischen Vier-

teljahresschrift sprachlich geradezu nach Verben 

aus dem Bereich des Verwaltungshandelns rie-

fen. Denn die „Probleme“ interessierten nur in-

soweit als sie Gegenstand von „Politiken“ waren 

und nachdem weder die einen noch die anderen 

näher benannt wurden, reduzierten sich sämt-

liche Betrachtungen derselben auf die bloße Auf-

forderung zum Verwaltungshandeln. Keiner der 

Texte hätte noch irgend etwas zu sagen gehabt, 
wenn seine gleichzeitig syntaktische wie seman-

tische Auhängevorrichtung herausgeschraubt 
worden wäre: Ohne „Politiken“ oder „Policies“ 

kein Text, in dem diese Wörter wie Klammern 
Verschiedenes zusammenfassen, Ungleiches ver-

gleichen mit dem einen Ziel der Produktion von 

lott- dynamischen Klang. Solche Texte sind in der 
Politikwissenschaft keine Ausnahme, eher die 

 Regel. Das Verhältnis mag sich in anderen wissen-

schaftlichen Disziplinen, die nicht derartig nahe an 

der gesellschaftlichen Ideologieproduktion dran 

sind, umdrehen. Aber das wissenschaftliche Ver-

fahren im allgemeinen bedeutet Phänomene zu 

klassi izieren, dafür mehr oder weniger sinnvolle 
Sammelbezeichnungen zu inden und sich dies in 
der wissenschaftlichen Community als erkenntnis-
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fördernde Erklärung absegnen zu lassen.

Der Versuch der Messbarmachung wissen-

schaftlich-universitären Outputs in Gestalt von 

 AbsolventInnenzahlen, der Zählung von Publika-

tionen oder organisierter Fachtagungen, die Ran-

kings nach dem Vorbild von Shows wie „Die zehn 

besten Hits der Volksmusik“, ist kein Ausluss 
 einer „Ökonomisierung“, die die Universitäten 

von außen bedrängt, sondern deshalb möglich, 

weil die Universität selbst Wissen in  einer Form 

produziert, die das Vergleichen, Zählen, Standardi-

sieren erlaubt. Das trift nicht nur für die Naturwis-

senschaften zu, sondern ebenso für die Geistes-, 

Kultur- und Sozialwissenschaften. Wissenschaft-

erInnen können sich zwar über den Kollegen lustig 

machen, der einen Allerweltskommentar zur poli-

tischen Lage für das lokale Boulevardblatt seiner 

Publikationsliste hinzufügt, aber gleichzeitig erin-

den sie mit vollem Ernst Wörter wie „mehrfach-

paradigmatisch“, die in sich keinen Sinn ergeben. 

Sie relektieren nicht auf ihre Be grife, sondern 
fragen die Bedeutung von „Re publik“ und „De-

mokratie“ im Multiple-Choice-Test ab und wenn 

sie sich darüber beklagen, dass die große Anzahl 

von Studier enden gar nicht mehr anders geprüft 

werden kann, schlagen sie sich entweder gleich 

auf die Seite der BefürworterInnen von Zugangs-

beschränkungen und Studiengebühren oder be-

schwören ein untergegangenes Bildungsideal, 

die „Freiheit“ zur Produktion von Langeweile und 

Zustimmung zum Bestehenden. Kritisch, versteht 

sich.

Ob nun in Gestalt des GATS oder des österrei-

chischen Wissenschaftsminister: Es gibt keinen 

Überfall des Marktes auf die Unis, sondern eher 

einen Überfall des Geistes, an dessen Reprodukti-

on die Universitäten zuvörderst beteiligt sind.

von Irma Wolicka
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Immer und immer wieder wird der abgelutschte Spruch bei jeder Bildungsdemo PassantInnen, Polizei und 

Häusern entgegen geschrien. Was er eigentlich genau bedeuten soll, ist unklar? 

Ist es eine Forderung, eine Drohung, eine Erpressung?

 

Brennen die Studierenden das Institut nieder, wenn sie ins Seminar nicht hineinkommen? Wird die Schule 

besetzt, wenn die KlassenschülerInnenzahlen nicht sinken? Werden Straßensperren errichtet, wenn die 

Gesamtschule nicht kommt? Oder ist es die Angst keine Bildung zu genießen und für immer auf Gewalt 

angewiesen zu sein? Ist strebern eine Ablenkung, um das eigene Agressionspotential 

in den Grif zu bekommen? Oder Bildung um die Rebellierenden zahm und brav zu machen? 
Bildung um die Massen zu kalmieren? Verhindert womöglich Bildung die Revolution?

Bildung als Mittel der Emanzipation? Bildung um den Marsch durch die Institutionen anzutreten? Oder 

sollte Sarkozy vielleicht statt dem Kärcher doch lieber die Bücher bemühen? Bildung statt Krawallen???

von Doli

Bildung für alle, sonst gibt’s Krawalle!




